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Paul Stauffer

Die Affäre Hoffmann/Grimm

/. Die Vorgeschichte - «Komplizität» zwischen Hoffmann und Grimm?

Die historische Forschung der letzten Jahre hat Hergang und Hintergrund
der Ereignisse, die im Juni 1917 unvermittelt zum Rücktritt des schweizerischen

Aussenministers Bundesrat Arthur Hoffmann führten, der Klärung
ein gutes Stück näherzurücken vermocht. Auf den folgenden Seiten soll
vornehmlich der Versuch einer zusammenfassenden Bestandesaufnahme und
Interpretation dessen unternommen werden, was über diese wohl
dramatischste Episode in der Geschichte der Aussenpolitik des Bundesstaates zur
Stunde bekannt ist. Die Heranziehung unveröffentlichter Dokumente aus
dem Schweizerischen Bundesarchiv wird manchenorts zur Ergänzung des aus
publizierten Quellen und Sekundärliteratur gewonnenen Bildes beitragen können.

Unser Vorhaben mag darin seine Rechtfertigung finden, dass die Mehrzahl

der neueren Veröffentlichungen - handle es sich nun um Aktenpublikationen

oder Darstellungen1 - einzelne Aspekte der Affäre Hoffmann/
Grimm im grösseren Zusammenhang einer andersgerichteten Themenstellung

streifen, den Fall aber nicht monographisch ins Zentrum der Betrachtung

rücken.
Der äussere Ablauf der Geschehnisse darf als bekannt vorausgesetzt

werden und sei deshalb hier nur summarisch zusammengefasst: Im Frühjahr

1917 war der sozialdemokratische Berner Nationalrat Robert Grimm in
der russischen Hauptstadt Petrograd eingetroffen, wo seit der Abdankung
des Zaren - Mitte März - die Provisorische Regierung unter Fürst Lwow
einerseits, der Arbeiter- und Soldatenrat anderseits in prekärer Koexistenz
um die Ausübung der Herrschaft rivalisierten. Erklärter Zweck dieser Reise
des Schweizer Politikers war es, die Zustimmung der Provisorischen Regierung

zur Heimkehr russischer Emigranten aus dem schweizerischen Exil
zu erwirken. Mehr lag ihm indessen daran, im Sinne des Friedenspro-
grammes, wie es von den internationalen Sozialistenkonferenzen in
Zimmerwald (Juli 1915) und Kiental (April 1916) beschlossen worden war,
zu sondieren, welche Möghchkeiten einer beschleunigten Beendigung des

Krieges sich aus der revolutionären Situation in Russland ergäben.
Durch Vermittlung der schweizerischen Gesandtschaft in Petrograd liess

Grimm am 26. Mai Bundesrat Hoffmann ein Chiffretelegramm zukommen,
worin er die Friedensaussichten aufgrund seiner an Ort und Stelle gewon-
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nenen Eindrücke als günstig bezeichnete und den Chef des Politischen
Departementes bat, ihn über «die Kriegsziele der Regierungen» zu
unterrichten. Hoffmann antwortete am 3. Juni mit einem zuhanden Grimms
an die Gesandtschaft in Russland gerichteten, ebenfalls chiffrierten
Telegramm, das sich auf eine Darlegung der deutschen Friedensbedingungen
beschränkte. Knappe zwei Wochen später, am 16. Juni, war die schwedische

Zeitung «Socialdemokraten» in der Lage, den Text dieser Depesche
zu veröffentlichen. In den alliierten Hauptstädten, deren Presse die in Stockholm

lancierte Neuigkeit noch gleichentags aufgegriffen hatte, zögerte man
nicht, Hoffmanns Vorgehen als eine einseitige Begünstigung der gegnerischen

Kriegspartei zu verurteilen. Besonders aufgebracht zeigte sich London
über die Handlungsweise des Schweizer Aussenministers; der britische
Gesandte in Bern beschuldigte ihn ohne Umschweife des Neutralitätsbruchs2.
Auch ein Teil der schweizerischen öffentUchen Meinung stimmte in diesen

Vorwurf ein, wobei die besondere Vehemenz, mit der die welsche Presse

ihre Entrüstung bekundete, sowie die Tatsache, dass es nach einer
Protestkundgebung in Genf zu Ausschreitungen gegen das dortige deutsche Konsulat

kam, die Vermutung nahelegen, das Verdammungsurteil der damals
weithin ausgesprochen ententefreundlichen Westschweiz habe nicht so sehr
Hoffmanns neutralitätspolitischem Sündenfall an sich als vielmehr der

germanophilen Absicht gegolten, von der man sein Handeln inspiriert sah.

Auf jeden Fall traf zu, was der umstrittene Magistrat in seinem
Demissionsschreiben vom 18. Juni feststellte, dass nämlich die Veröffentlichung
seines Telegramms an Grimm eine Lage geschaffen habe, die «für die
innenpoUtischen und auswärtigen Beziehungen des Landes verhängnisvoll
werden» könne3. Anerkannt zu werden verdient, dass Hoffmann die sich aus
der Depeschenaffäre für ihn persönlich aufdrängenden Konsequenzen mit
der im Landesinteresse gebotenen EUe zu ziehen bereit war. Der Umstand,
dass der Chef des PoUtischen Departementes keinen seiner Regierungskollegen

von dem Telegrammwechsel mit Grimm unterrichtet hatte, erleichterte

es der Landesbehörde, sich von dem Vorgehen des Aussenministers mit
jener Entschiedenheit zu distanzieren, die erforderUch war, um das
Vertrauen der Ententemächte in die schweizerische Neutraütätspolitik
wiederherzustellen und die öffentliche Meinung in der Westschweiz zu beruhigen.
Immerhin sprachen die Bundesräte Forrer, Müller und Calonder sich im
Schosse des Regierungsgremiums mehr oder weniger nachdrücküch gegen
die Annahme von Hoffmanns Rücktrittsgesuch aus. Sie bUeben auch der

Nationalratssitzung fern, in der Bundespräsident Schulthess am 19. Juni die
Demission des Aussenministers bekanntgab, wobei er dessen Verhalten in
der Telegrammaffäre missbilligte, ihm jedoch ehrenhafte Motive zugestand
und sein Wirken als MitgUed der Landesregierung mit anerkennenden Wor-



ten würdigte. Die Wahl einer als frankophil geltenden Persönlichkeit,
des Genfers Gustave Ador, zum Nachfolger Hoffmanns war geeignet, zur
Reinigung der getrübten innen- wie aussenpoUtischen Atmosphäre das ihrige
beizutragen. Über den Hergang der Ereignisse im einzelnen und über die
Frage der Verantwortung für die vorgefaUene Indiskretion sollte eine

verwaltungsinterne Untersuchung Klarheit schaffen4.
Es lag nahe, dass Bundesrat Ador, der diese Untersuchung zum Teil

selbst führte, vor allen Dingen in "Erfahrung zu bringen suchte, ob dem

folgenschweren Telegrammwechsel zwischen dem Chef des PoUtischen

Departementes und Nationalrat Grimm irgendwelche Vereinbarungen
zugrunde lagen, welche die beiden schon vor der Abreise des letzteren nach
Russland getroffen haben mochten. Die Frage lässt sich in der Rückschau
klarer beantworten als zur Zeit des amtlichen Untersuchungsverfahrens.
Dessen Ergiebigkeit war von vornherein dadurch beeinträchtigt, dass es im
wesentUchen auf die Aussagen der beiden Protagonisten abzusteUen hatte,
denen naturgemäss vor allem an der Rechtfertigung der eigenen
Handlungsweise gelegen war. Aufgrund der seither bekanntgewordenen
deutschen diplomatischen Akten kann heute mit Bestimmtheit festgestellt werden,

dass die beiden Hauptbeteiligten - geleitet von dem gemeinsamen,
wenn auch verschiedenartig motivierten Wunsch nach Frieden - bei einer
Mitte April 1917 geführten Aussprache zum voraus mindestens die
MögUchkeit erörtert haben, während Grimms Russlandaufenthalt Informationen
auszutauschen, die dem Ziel einer Abkürzung des Krieges allenfalls nutzbar
zu machen wären. Grimm, der in den voraufgegangenen Wochen mass-
gebUch an der Organisation der Heimkehr russischer Emigranten -
insbesondere Lenins - aus dem schweizerischen Exil mitgewirkt hatte, war
dabei mehrfach mit Hoffmann zusammengetroffen5. Dass die beiden
Schweizer Poütiker sich der weitreichenden Implikationen dieser Rückführung

wohl bewusst waren, erhellt namenthch aus einem Telegramm des

deutschen Gesandten Romberg, der am 31. März nach Berlin zu berichten
wusste, Hoffmann habe von Grimm erfahren, dass die heimkehrwUUgen
russischen Emigranten «grösstenteils für (den) Frieden seien»6. Als die
Vorbereitung seiner eigenen Russlandreise ihm Veranlassung bot, abermals an
Bundesrat Hoffmann heranzutreten, hatte Grimm somit bereits Gelegenheit

gehabt, sich davon zu überzeugen, wie sehr auch der Chef des
PoUtischen Departementes darauf bedacht war, die sich in Russland abzeichnenden

Friedenschancen genutzt zu sehen.

Grimm hoffte, dank Hoffmanns Fürsprache beim deutschen Gesandten
leichter zu der benötigten DurchreisebewilUgung durch das Reichsgebiet
zu gelangen. Nach seiner Rückkehr in die Schweiz hob er in der amt-
üchen Untersuchung den angeblich völUg unpoütischen Charakter jener



Besprechung mit Bundesrat Hoffmann hervor: «Von irgendwelchen
Abmachungen, Verabredungen, Aufträgen für Informationen, Vermittlung von
Friedensvorschlägen und was sonst die unerschöpfliche Phantasie geschäftiger

Träger einer gewissen Sorte von neutraler Politik diesem Gespräch
unterstellte, war keine Rede, mit keinem Wort die Rede»7. In einem am
29. Juni 1917 in der «Berner Tagwacht» pubüzierten Brief hatte Grimm
zuvor schon öffentlich in Abrede gestellt, dass seinem Telegrammwechsel
mit Hoffmann irgendeine Abmachung" vorausgegangen sei8. Nahezu vier
Jahrzehnte später erst hat er in autobiographischen Aufzeichnungen9
angedeutet, wie das Gespräch von Mitte April 1917 jene Wendung nahm, die
es zum Ausgangspunkt weittragender Entwicklungen werden liess. Grimm
gibt in diesem Memoirenfragment zu, dass es während seines Zusammentreffens

mit Hoffmann doch nicht ausschüesslich bei Erörterungen
praktischer Natur im Hinblick auf seine geplante Russlandreise gebUeben sei,

sondern dass man auch «über die Kriegslage und deren Rückwirkungen
auf die Schweiz» gesprochen habe. Bundesrat Hoffmann habe sich um das

Schicksal des Landes tief besorgt gezeigt und nicht verschwiegen, dass er

von der russischen Revolution «eine raschere Herbeiführung des Friedens
und damit eine Erleichterung der Lage für die Schweiz» erhoffe. Dass in
diesem Zusammenhang aber auch von der Möglichkeit einer Beendigung
der deutsch-russischen Feindseligkeiten im besonderen die Rede gewesen
sein dürfte, lässt Grimm in seinen Reminiszenzen mit der Bemerkung
durchblicken, er habe sich an sein Gespräch mit Hoffmann dann wieder
erinnert, als in Petrograd im Kreise von Zimmerwalder Sozialisten die Frage
diskutiert worden sei, «ob ein Friede mit Deutschland überhaupt Aussicht

habe und ob Deutschland bereit sei, einen Waffenstillstand mit Russland

einzugehen»10.
Was demgegenüber Hoffmanns eigene DarsteUung des Sachverhaltes

betrifft, so bestritt er in der Untersuchung zwar nicht, Grimm Mitte April
auf dessen Wunsch zu einer Besprechung empfangen zu haben, wies aber
seinerseits mit Nachdruck die in gewissen Zeitungen gegen ihn erhobenen

Bezichtigungen zurück, eine «Mission Grimm» veranlasst oder gefördert zu
haben; es sei unsinnig, von Grimm als seinem Mittelsmann oder auch nur
von einem Zusammenwirken mit ihm zu sprechen. Grimm habe bei ihrer
Begegnung das Thema der Reiseformaütäten angeschnitten und ihn überdies

um eine Empfehlung an den schweizerischen Gesandten in Petrograd,
Odier, gebeten. Bezüglich der Reisedokumente habe er, Hoffmann, seinen

Gesprächspartner direkt an die deutsche Gesandtschaft in Bern verwiesen
und die Ausstellung eines Einführungsschreibens an Minister Odier als

überflüssig abgelehnt: Grimm könne sich, sollten ihm in Petrograd
Schwierigkeiten erwachsen, jederzeit an die schweizerische Gesandtschaft wenden,



mit der das Politische Departement in ungestörtem schriftlichen und
telegraphischen Verkehr stehe. Gänzlich unerörtert wären nach Hoffmanns
Darstellung die Motive von Grimms Russlandfahrt geblieben: «Über seine

Projekte hat sich Herr Grimm mir gegenüber nicht ausgesprochen; von
Herrn von Romberg (dem deutschen Gesandten in Bern) hörte ich gelegentlich,

er habe angegeben, sich für einen Austausch russischer Emigranten
gegen deutsche Zivilgefangene bemühen zu wollen. Der eigentliche Zweck
seiner Reise war wohl ein anderer»11.

Die betonte Beiläufigkeit dieser Bezugnahme auf eine Äusserung des

deutschen Gesandten zur Frage von Grimms Reisezweck war zweifellos
darauf berechnet, die Tatsache zu verschleiern, dass eben dieses Thema in
Wirklichkeit Gegenstand mehrfacher und eingehender Besprechungen
zwischen Bundesrat Hoffmann und Baron Romberg gebildet hatte. Der Text
einer vom 14. April 1917 datierten Depesche12 des letztern an das Berliner
Auswärtige Amt vermittelt denn auch wesentlich substantiellere
Aufschlüsse über den Inhalt der zwischen Hoffmann und Grimm geführten
Unterredung, als die von den beiden Gesprächspartnern selbst herrührenden
Darstellungen. Aus Rombergs Telegramm geht einmal hervor, dass

Hoffmann dem Visabegehren Grimms die erbetene Unterstützung nicht
verweigert hat, sondern bei Romberg - allerdings unter Distanzierung von der
Person des Gesuchstellers - für die Erteilung der deutschen Durchreisebewilligung

an den Berner Sozialisten eingetreten ist: «Hoffmann ist, obwohl
persönlicher Gegner Grimms,... geneigt, Genehmigung zu befürworten
Hoffmann hält ihn (Grimm) in punkto Friedensbestrebungen für durchaus
ehrlich»13.

Der Depesche Rombergs lässt sich sodann entnehmen, dass diese bundesrätliche

Empfehlung von dem Hinweis auf Grimms Absicht begleitet war,
in Stockholm und wenn möglich in Petersburg selbst auf den Abschluss
eines deutsch-russischen Separatfriedens als einer Vorstufe zum allgemeinen
Frieden hinzuwirken : « Die Gelegenheit zu Sonderfrieden mit Russland müsse

unbedingt ausgenützt werden, dann werde allgemeiner Friede folgen»14.
Indem Hoffmann sich in der von Romberg erwähnten Weise für den
Berner Nationalrat einsetzte, wies er sich nicht nur über die Kenntnis von
dessen Absichten aus; sein Vorgehen implizierte überdies eine weitgehende
Billigung von Grimms Plänen. Dass auch der schweizerische Aussenminister
einen Friedensschluss im Osten herbeiwünschte und diese Auffassung, mit
der er unter seinen Bundesratskollegen anscheinend nicht allein stand, dem
deutschen Gesandten gegenüber keineswegs verhehlte, kommt in Rombergs
Telegramm vom 14. April an anderer Stelle denn auch noch deutUcher
zum Ausdruck: «Hoffmann, wie Präsident Schulthess», heisst es da,
«scheinen besonders unter dem Eindruck der amerikanischen Kriegserklä-



rung nervös und besorgt, dass die Gelegenheit, mit den Russen zum Frieden
zu gelangen, ungenützt bleiben könnte, (sie) deuten an, ob wir uns nicht
unter Verzicht auf Annexionen im Osten und mit Schaffen von Grenzländern

mit garantierter Autonomie begnügen könnten»15.
Wie wir aus Baron Rombergs Telegramm weiter erfahren, hat Grimm ihm

sein Anüegen auch noch direkt vorgetragen. Was der Berner Sozialdemokrat

dabei äusserte, bestätigt die zwischen ihm und Bundesrat Hoffmann
herrschende Übereinstimmung in dem Wunsch nach einer klaren
Manifestation deutscher Friedensbereitschaft im Osten: Grimm bezeichnete es

dem Gesandten gegenüber ebenfalls als dringend erforderUch, dass
deutscherseits offiziell «der Verzicht auf Annexionen und Kriegsentschädigungen
ausgesprochen werde, um (die) Friedenspartei in Russland zu stärken». Im
übrigen umschreibt Grimm den Zweck seiner Reise dahin, in der russischen

Hauptstadt die Zustimmung zur Heimkehr politischer Emigranten aus der
Schweiz zu erwirken, vor allem aber Friedensmöglichkeiten auszukundschaften.

Es muss auffallen, dass er sich - immer nach Rombergs Depesche -
hinsichtlich des letzteren Punktes gleich noch anerboten haben soll, dem
deutschen Diplomaten «gegebenenfalls durch (die) schweizerische Gesandtschaft

in Petersburg seine Eindrücke mitzuteüen». Wie konnte Grimm sich
berechtigt fühlen, seinem Gesprächspartner eine derart weitgehende und
neutraUtätspoUtisch riskante Zusage zu machen? Man wird sich in diesem

Zusammenhang an die nachträgUche Äusserung Hoffmanns erinnern, er habe
Grimm auf den zwischen der Petrograder Gesandtschaft und der Berner
Zentrale bestehenden ungestörten schriftlichen und telegraphischen Verkehr
aufmerksam gemacht, allerdings bloss für den Fall, dass Grimm «den Schutz
der Gesandtschaft anzurufen in die Lage kommen würde»16. Sollte
Hoffmanns Darstellung für das Untersuchungsverfahren auch hierin eher auf die
Verschleierung als auf die Klärung des wahren Sachverhaltes bedacht
gewesen sein? Diese Vermutung drängt sich auf angesichts der übereinstimmenden

Aussagen des Gesandten Odier und seines Attachés Lardy, wonach
Grimm bei seiner Vorsprache auf der Petrograder Gesandtschaft am 27. Mai
erklärt habe, von Bundesrat Hoffmann ermächtigt zu sein, ihm per
Chiffretelegramm «seine Eindrücke namentUch mit Bezug auf die Friedensmög-
üchkeiten» mitzuteilen17. WörtUch heisst es in der von Minister Odier für
Bundesrat Ador verfassten Aufzeichnung über Grimms Kontakte mit der
Gesandtschaft: «M. Lardy ayant demandé à Grimm dans quel but il désirait
télégraphier à M. Hoffmann et si cet échange de télégrammes avait été

prévu, M. Grimm répondit qu'avant son départ de Berne, ü avait été
convenu qu'il tiendrait M. Hoffmann au courant de ses impressions de voyage
tant en ce qui concerne la Suède qu'en ce qui concerne la Russie et lui
ferait part de son opinion sur la situation spécialement en ce qui concerne



les possibUités de paix. M. Grimm ajouta qu'U avait été entendu avec
M. Hoffmann qu'il s'adresserait à la Légation de Suisse à Petrograd pour la
transmission de ses informations, le Consulat de Suisse à Stockholm
n'ayant pas de chiffre. - M. Lardy insista encore et demanda à M. Grimm
s'il avait été expressément autorisé à se servir du chiffre de la Légation,
pour la transmission de nouvelles; Grimm répondit <selbstverständhch)»18.

Es kann nicht erstaunen, dass Grimm die Richtigkeit dieser DarsteUung
in der Untersuchung kategorisch bestritt und behauptete, von seinen

Gesprächspartnern auf der Gesandtschaft falsch verstanden worden zu sein.

Bundesrat Ador zeigte sich von diesen Exkulpationsversuchen unbeeindruckt:

«Il demeure évident que M. Grimm a dû tenir à M. Lardy à la
Légation de Suisse un langage permettant à M. Lardy de croire que M.
Grimm était en quelque sorte accrédité par M. Hoffmann et autorisé par
lui à recourir à la Légation. M. Lardy ne peut pas avoir inventé le récit
de son entrevue avec M. Grimm»19. Man wird sich Adors Argumentation
schwerlich verschliessen können, sie aber auch auf den Inhalt der von Lardy
wiedergegebenen Grimmschen Äusserungen auszudehnen haben: was der
Berner Nationalrat über seine Abmachungen mit Hoffmann und besonders

was er, unter ausdrückücher Berufung auf den Chef des Politischen
Departementes, hinsichtlich der Möglichkeit einer Übermittlung von Nachrichten

nach Bern vorgebracht hatte, das klang ebenfaUs nicht so, als hätte
Grimm es «erfunden haben können». Vielmehr verdichtet sich unter dem
Druck seiner Aussagen gegenüber Odier und Lardy beinahe zur Gewissheit,

was die weiter oben zitierten Zeugnisse erst hatten vermuten lassen:
dass nämlich Hoffmann vor Grimms Abreise diesen nicht nur seiner
Zustimmung zu der geplanten Friedenssondierung versichert, sondern - allen
späteren Dementis zum Trotz - mit ihm auch ein Zusammenwirken durch
den Austausch von Informationen vereinbart haben dürfte. Es wird nun
auch eher verständlich, wie Grimm dazu kam, Baron Romberg die
Bekanntgabe seiner Eindrücke aus Petrograd durch Vermittlung der dortigen
schweizerischen Gesandtschaft in Aussicht zu stellen, obschon ein dokumentarischer

Nachweis dafür nicht beizubringen ist, dass Hoffmann sich seinerseits

Grimm gegenüber zur Weiterleitung von dessen russischen Impressionen
an die deutsche Gesandtschaft in Bern bereit erklärt hätte. Festzuhalten
bleibt indessen, dass Grimms Zusage an Romberg sich im weiteren Ablauf
der Ereignisse durchaus erfüllen sollte.

//. Der Telegrammwechsel und seine Hintergründe

Am 26. Mai traf in Bern nachstehende Depesche der schweizerischen
Gesandtschaft in Petrograd ein, die dem über die Pfingstfeiertage in seiner



Heimatstadt St. Gallen weilenden Chef des Politischen Departementes dorthin

nachgesandt wurde: «Herr Nationalrat Grimm, der sich gegenwärtig
in Petrograd aufhält, bittet uns, Herrn Bundesrat Hoffmann ein Telegramm
folgenden Inhalts zu übermitteln: <Friedensbedürfnis ist allgemein vorhanden.

Ein Friedensschluss ist in politischer, wirtschaftlicher und militärischer
Hinsicht zwingende Notwendigkeit. Diese Erkenntnis ist an massgebender
Stelle vorhanden. Hemmungen bereitet Frankreich, Hindernisse England.
Die Verhandlungen schweben gegenwärtig, und die Aussichten sind günstig.
In den nächsten Tagen ist neuer, verstärkter Druck zu erwarten. Die einzig
möghche und gefährlichste Störung aller Verhandlungen könnte nur durch
eine deutsche Offensive im Osten erfolgen. Unterbleibt diese Störung, so
wird eine Liquidation in relativ kurzer Zeit möglich sein. - Eine vom
Arbeiterrat einberufene internationale Konferenz ist ein Teil der Friedenspolitik

der neuen Regierung. Das Zustandekommen dieser Konferenz gilt als

sicher, sofern die Regierungen keine Passschwierigkeiten machen. Alle Länder

haben ihre BeteiUgung zugesagt. Unterrichten Sie mich, wenn möglich,
über die Ihnen bekannten Kriegsziele der Regierungen, da die Verhandlungen

dadurch erleichtert würden. Ich halte mich noch zirka 10 Tage in
Petrograd auf.> Schweizerische Gesandtschaft: Odier»20.

Allein schon die Tatsache, dass eben diese «neue»21 russische Regierung,
in deren Sinn, wenn nicht gar mit deren Einverständnis Grimm hier zu handeln

vorgab, seine Friedenssondierung in der Folge zum Anlass nahm, ihn als
feindlichen Agenten des Landes zu verweisen, deutet darauf hin, dass seine

Schilderung den wirklichen Verhältnissen nur bedingt entsprochen haben
kann. Hatte Grimm, aus pazifistischem Wunschdenken heraus, die tatsächliche

Situation völlig verkannt? Man möchte es annehmen, verriete nicht
ein differenzierterer Lagebericht, den er gleichentags in Briefform an
Hoffmann richtete, eine gründlichere Kenntnis der russischen innenpolitischen
Zustände. Von ungerechtfertigter Zuversicht zeigte er sich zwar auch in
diesem Schreiben insofern nicht frei, als er die im Kreise des Arbeiterund

Soldatenrates vorhandene Friedensbereitschaft überschätzte und
fälschlicherweise bedeutend höher veranschlagte als jene der Provisorischen
Regierung. Wie wenig die Meinungen in beiden Lagern hinsichtlich der
Friedensfrage damals voneinander abwichen, sollte Grimm wenig später am
eigenen Leib zu spüren bekommen, als der allrussische Kongress der
Arbeiter- und Soldatenräte den gegen ihn gefällten Ausschaffungsentscheid
der Regierung mit 640 gegen 121 Stimmen guthiess. Immerhin werden in
Grimms brieflicher Darstellung - anders als im Telegramm - die
innerrussischen Widerstände gegen eine rasche Beendigung des Krieges zumindest

nicht verschwiegen: «Wir versuchen jetzt, der diplomatischen Aktion22
einen Druck durch die Massenbewegung zu geben. Das Mittel hiezu ist die
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